
Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Planung, Bau und 
Verkehr -

Tagesordnung 1 Punkt 34.1 der öffentlichen Sitzung am 25.11.2003

Vorlage Nr. 01-F-02-0020

Eingriffe in den Straßenraum
- Antrag der CDU-Stadtverordnetenfraktion vom 13.08.2001 -

Der Ausschuss für Planung, Bau und Verkehr möge beschließen:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen, dass der Magistrat gebeten wird, alle den 
öffentlichen Straßenraum einschränkende oder in seiner Funktion umnutzende Maßnahmen wie 
z.B. die Einrichtung von Fahrradwegen, die Schaffung von Verkehrslenkungs- und 
Verkehrsberuhigungsmaßnahmen oder Maßnahmen zur Verkehrssicherheit vor einer weiteren 
Auftragserteilung dem zuständigen Ausschuss für Planung, Bau und Verkehr zur Freigabe 
vorzulegen. Dies schließt auch alle Maßnahmen ein, die im Rahmen von Gesamtprogrammen 
bereits beschlossen wurden.

Darüber hinaus möge der Magistrat in allen neuen Vorlagen, bei denen flächenmäßige 
Veränderungen der Straßenraumnutzung geplant oder erwartet werden, dies ausdrücklich im 
Beschlussvorschlag aufführen.

Beschluss Nr. 0223
  
Der Ausschuss erinnert an die Erledigung des Beschlusses der Stadtverordnetenversammlung Nr. 
0390 vom 15.11.2001.   

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .12.2003
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Kessler
Vorsitzender

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .12.2003

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung Thiels

Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,          .12.2003
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Dezernat IV
mit der Bitte um weitere Veranlassung

Diehl
Oberbürgermeister
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